
fenheit sorgen dafür, dass wir zu jedem verkehrspoliti-schen Thema eine feste Meinung haben. So sind wir als Fußgänger für eine 30 km/h-Zone und als Autofah-rer strikt dagegen.  Ziel einer staatlichen Ver-kehrspolitik ist es, durch vorausschauende Planung  die Verkehrsinfrastrukturen zu schaffen, welche die ge-wünschte ökonomische, soziale und ökologische Weiterentwicklung einer Gesellschaft ermöglicht. Immer wichtiger wird es, einen nachhaltigen, umwelt-freundlichen Verkehr sicher-zustellen. Unsere moderne Mobilität ist in zunehmen-dem Maße von den negati-ven Folgen auf die Umwelt belastet: Unfällen, Stau-problemen, Schadstoffen und Lärm. Alle diese negati-ven Begleiterscheinungen verursachen enorme Kos-ten.  Die Verkehrspolitik sollte zudem eine soziale, regio-nale und intergenerative Gerechtigkeit gewährleis-ten. Die OECD hat Ende der 90iger Jahre konkrete Leitli-nien für verkehrspoliti-sches, verkehrsplaneri-sches und verkehrswissen-schaftliches Handeln aufge-stellt. Die Staaten werden darin aufgefordert, die grundsätzlichen Verkehrs-bedürfnisse von unter-schiedlichen Personengrup-pen zu sichern, wie z.B. Frauen, Kinder, Senioren, sozial benachteiligte und behinderten Personen und Personen, die auf dem Land wohnen.  

Mobilität und Verkehr Mobilität ist ein Grundbe-dürfnis des Menschen und für jegliche gesellschaftli-che Aktivitäten zwingend notwendig. Ortsverände-rungen und Bewegungen sind konstituierende Be-standteile des menschli-chen Handelns. Sie stehen ganz allgemein für „Leben“. Die Mobilität von Personen und Gütern ist die unabdingbare Voraus-setzung für das Funktio-nieren und das Wachstum einer modernen Gesell-schaft mit einer hochgra-dig arbeitsteiligen, räum-lich differenzierten und global agierenden Volks-wirtschaft.  Unter dem Begriff Mobili-tätsbedarf verstehen wir alle Aktivitäten, die auf einen äußeren, ergebnis-orientierten Zweck ausge-richtet sind, wie  Arbeits-weg, Einkauf, Arztbesuch. Unter dem Begriff Mobili-tätsbedürfnisse verstehen wir alle Aktivitäten, die einem Selbstzweck die-nen: Urlaubsreisen, jog-gen, zum Spaß herumfah-ren. Es ist anzunehmen, dass die Bedeutung dieser Mobilitätsbedürfnisse bis-her unterschätzt wurde.  Mobilität ist ein primäres Bedürfnis wie andere Be-dürfnisse auch, etwa Sozi-alkontakt oder Essen und Trinken. Der Staat hat oh-ne Wenn und Aber die Pflicht, jedem Bürger ein Recht auf Mobilität zuzu-gestehen und zu gewähr-leisten, egal ob es sich um Mobilitätsbedarf oder Mo-bilitätsbedürfnis handelt. Extreme Formulierungen 

wie „Freie Fahrt für freie Bürger“ (ADAC) oder „Mobilität: vom Grundbe-dürfnis zum Grundrecht“ sind genauso wenig ziel-führend wie der Slogan „Weniger Verkehr durch weniger Mobilität“ (Grüne Partei) oder „Mobilität, so wie wir sie heute praktizie-ren, ist nicht zukunftsfä-hig“ (Altbundespräsident Köhler) oder auch „Wirklich zukunftsfähige Mobilität ist nur vermiede-ne Mobilität“. Halten wir fest: Mobilität steht für das menschliche Bedürfnis, einen Orts-wechsel vorzunehmen, also einzukaufen, zur Schule zu gehen, zur Ar-beitsstelle zu kommen, Freunde und Verwandte zu besuchen oder in den Urlaub zu fahren.  Verkehr beschreibt die Mittel, um diese Grundbe-dürfnisse umzusetzen. Mobilität benötigt Ver-kehrsmittel, Verkehrswe-ge, Verkehrsregeln und  Verkehrsinfrastrukturen, denn ohne sie bewegt sich nichts. Kurz gefasst: Ver-kehr ist das Instrument, das die Mobilität ermög-licht. Wir alle sind von Kin-desbeinen an verkehrlich unterwegs, zuerst zu Fuß, um danach alle Verkehrs-mittel - einschließlich zum Flugzeug - kennenzuler-nen. Somit sind wir eine hochmobile Gesellschaft. Wir sind mit jedem Ver-kehrsmittel vertraut und verstehen uns daher als Verkehrsprofis. Diese ge-fühlte Kompetenz und eine persönliche Betrof-

Mobilität, Verkehr und Infrastruktur      
Auf einen Blick • In der Zukunft wird es eine Vielzahl von Mög-lichkeiten geben, Zie-le sowohl in den Bal-lungsräumen -  Mann-heim-Rhein-Neckar, Karlsruhe  und Stutt-gart - als auch im we-niger verdichteten im ländlichen Raum zu erreichen.   • Entscheidend wird dabei sein, welches das richtige Verkehrs-mittel ist, um unter Berücksichtigung indi-vidueller Präferenzen bestimmte Wege zu-rückzulegen.  • Alle Mobilitätskonzep-te für die Städte und die Regionen müssen die Optionsvielfalt und Intermodalität ermöglichen.  • Nichtmotorisierte Ver-kehrsteilnehmer müs-sen ihre Ziel besser als bisher erreichen können  - durch Stei-gerung der Qualität und Quantität der Netzdichte; der Takt-frequenz des  öffentli-chen Personenver-kehrs; der Qualität und Quantität der Rad- und Fußverkehrsinf-rastruktur. • Auf ideologische Be-vorzugungen und Be-nachteiligungen ist dabei zu verzichten.  

Liberale Senioren Initiative Baden-Württemberg e. V.   2018 Mobilität 
Arbeitskreis  Mobilität Verkehr 



Mobilitätsbedürfnisse und Mobilitätsverhalten im Alter Ältere Menschen stehen vor der Herausforderung und der Entscheidung, sich neu zu orientieren. Die Un-terschiede zwischen den älteren und jüngeren Per-sonen in Bezug auf Ver-kehrswege, Verkehrshäufig-keit und Verkehrsmittel-wahl unterscheiden sich durch den Wegfall der Be-rufstätigkeit durch andere Freizeitinteressen und durch zunehmende körper-liche Einschränkungen. Senioren sind aber auf-grund der Änderung des Lebensstils und besserer Gesundheit mobiler als noch vor 10 Jahren. Immer mehr Menschen werden älter und wollen bis ins hohe Alter mobil bleiben, um an familiären, gesell-schaftlichen, kulturellen, sozialen und sportlichen Ereignissen aktiv teilzuha-ben. Dabei sind die Mobili-tätsbedarfe wie Einkäufe etwa gleich. Doch die Mobi-

litätsbedürfnisse durch Freizeit, soziale Aktivitäten und Urlaub nehmen jedoch signifikant zu. Durchgeführ-te Studien zum Mobilitäts-verhalten der Älteren ergibt eine Zunahme der Autobe-nutzung (Motorisierter Indi-vidualVerkehr MIV). Das eigene Auto steht für Unab-hängigkeit, Bequemlichkeit und Flexibilität. Alternativ gibt es den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV).  Doch die Optionen, den ÖPNV nicht zu nutzen, sind vielfältig. Die verbreitete Unzufriedenheit mit dem ÖPNV liegt grundsätzlich darin, dass das öffentliche Reisen wesentlich stärker fremdbestimmt ist als die individuelle Mobilität. Der ältere Reisende erwartet eine sehr gute Information für seine Reiseplanung, über Fahrzeiten und Tarife und eine barrierefreie, si-chere Beförderung zu fai-ren tariflichen Konditionen. 

Des Weiteren erwartet der ältere ÖPNV-Nutzer eine Verbesserung in der Be-schilderung und Informati-on im Bus bzw. in der Bahn und höheren Komfort. Eine immer größere Bedeutung bekommt das Sicherheits-bedürfnis der Fahrgäste. Hier ist zu unterscheiden zwischen der individuellen Sicherheit (safety) und der Sicherheit vor potenziellen externen Übergriffen (security). Bei der „security“ sind vor allem die Haltestel-len und Bahnhöfe vorran-gig. Besonders ist zu beto-nen, dass die Mobilitätsbe-dürfnisse der Senioren sehr vielfältig  und nicht de-ckungsgleich mit den Be-dürfnissen vom mobilität-behinderten Personen sind. So steht für den Mobilitäts-behinderten vor allem die physische Erreichbarkeit im Fokus. Bei den nicht behin-derten Senioren sind ande-re Nutzungszeiten zu be-achten.  

Seite  2 Mobilität Mobilitätsbedürfnis  Mobilitätsbedürfnis Untersucht man das Mobi-litätsverhalten von ver-schiedenen Kulturen, Jahr-hunderten, Städten und sozialen Schichten, dann zeigt sich überall und übereinstimmend: Im Durchschnitt legen alle Menschen in allen Zeiten und Ländern drei bis vier Wege täglich zurück und im Durchschnitt benötigen die Menschen ungefähr eine Stunde oder etwas mehr, um Mobilitätsbedarf und -bedürfnisse zu befrie-digen. Der gemittelte Zeit-bedarf ist über alle Zeiten und Standorte überra-schend stabil. Die Fachleu-te sprechen dabei vom „Gesetz des konstanten Reisezeitbudgets“. Die in 

dieser Zeit mit diesem Zeit-budget zurückgelegten Ent-fernungen sind im vergan-genen Jahrhundert bzw. Jahrzehnten fast in der ganzen Welt deutlich ange-stiegen. Mit den neuen Verkehrsmittel wie Eisen-bahn, Bus, Pkw und Flug-zeug kam es zur enormen Zunahme der Verkehrsleis-tungen (Personenkilometer Pkm).  In der Bundesrepublik Deutschland kam es seit 1950 bei leicht gestiegener Bevölkerung zu einer Ver-zehnfachung der gefahre-nen Kilometer. Was können wir daraus folgern? Die Menschen haben heute die gleichen Bedürfnisse (Mobilität) wie die Men-

schen früher. Wir wollen oder wir müssen heute viel weiter fahren, um unsere Bedürfnis-se zu befriedigen. Offensicht-lich hat sich die räumliche Struktur unserer Fahrziele verändert. Wohnort und Ar-beitsort sind sehr viel weiter entfernt als früher. (Absurde Beispiele für eine räumliche Trennung: Gesamtschulen mit sehr großem Einzugsgebiet und eintausend Schülern und Vorstadtsiedlungen im Bunga-low-Stil und „grünen Wit-wen.“). Aus vielerlei Gründen ist Deutschland zu einer hoch-mobilen Gesellschaft gewor-den. Ausdruck dieser Mobilität sind die 42 Mio. Personen-kraftwagen für 82 Mio. Ein-wohner . 58 % aller Wege wer-den mit dem eigenen Pkw zurückgelegt. Mobilitätsverhalten  

Wir reisen zwar viel mehr Kilometer als früher - aber nach dem „Gesetz des konstanten Reisezeitbud-gets“ wenden wir dafür täg-lich nur etwa eine Stunde auf. Und das seit vielen Jahrhunder-ten.  
Der ältere  Reisende  erwartet eine sehr gute  Information für seine Rei-seplanung, über  Fahrzeiten und Tarife und eine  barrierefreie, sichere Beför-derung zu  fairen tarifli-chen Konditio-nen. 
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Öffentlicher PersonenVer-kehr (ÖV) Eine Erklärung für die ver-breitete Unzufriedenheit mit dem Öffentlichen Per-sonenVerkehr (ÖV) liegt -  wie bereits erwähnt - ver-mutlich darin, dass das öffentliche Reisen stärker fremdbestimmt ist als die individuelle Mobilität. Daneben hat der Nutzer auch eine Erwartung an die Transportqualität des Öffentlichen Personenver-kehrs. Eine DIN-Norm nennt die Qualitätskri-terien, die an den ÖV und besonders an den Öf-fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gestellt werden.  Nach denen bewertet ihn auch der Kunde (Nutzer).   Die Qualitätskriterien sind Verfügbarkeit, Zugänglich-keit, Information, Zeit (Zeittakt, Beförderungs-dauer), Kundenbetreuung, Komfort, Sicherheit und Umwelteinflüsse. Die Zu-friedenheit des Kunden wird durch die Diskrepanz zwischen der Erwartung und der Wirklichkeit ge-messen. Bei einem Groß-teil der Bevölkerung ist der ÖV nicht die erste gewähl-te Mobilitätsoption. Das schlechte Image des ÖVPN wird geprägt durch die Meinung “Nur Auszubil-dende, Alte, Arme und Ausländer“, die Zwangs-kunden genannt werden, nutzen Busse und Bah-nen. Dennoch gibt es be-sonders in den städti-schen Ballungsgebieten einen beträchtlichen Anteil an Fahrgästen, Wahlfreie genannt-, die sich bewusst für den ÖPNV entscheiden. Gründe dafür sind: Vermei-

dung der Parkplatzsuche, preiswerter als die Vollkos-ten eines eigenen Pkws, man muss nicht selbst fah-ren und kann die Zeit sinn-voller nutzen. Die Heraus-forderung des ÖPNV ist es, durch Verbesserung des Angebots und der Qualität den Anteil der wahlfreien Kunden deutlich zu erhö-hen. Diese Kunden erwar-ten ein nutzerfreundliches Transportsystem. Wesent-lich dabei ist es, eindeutige und zuverlässige Informati-onen während der gesam-ten Reisekette zu liefern, also vor dem Antritt der Reise, während der Reise und nach der Reise.  So führen Echtzeit-Abfahrts-anzeigen an den Haltestel-len und Standortsanzeigen im Fahrzeug zu einer höhe-ren Nutzerfreundlichkeit. Ein besonders sensibler Punkt bezüglich der Nutzer-freundlichkeit ist der Fahr-scheinerwerb. Der Nutzer will ein einfaches, verständ-liches und gerechtes Tarif-system. Er will einen günsti-gen Preis und ein einfaches Preissystem. Der Kauf ei-nes Fahrscheins an einem Automaten darf nicht so kompliziert sein, dass man für den Nutzer Bedienungs-kurse anbieten muss.  Mobilität und Verkehr – Gegensatz  Stadt  vs. Land   Der Staat hat die Pflicht, für alle Bür-ger, ob Stadtbewoh-ner oder Landbewoh-ner, die gleichen Rah-menbedingungen bezüglich der Mobili-tät zu schaffen. Die Verkehrsprobleme des Großstädters sind Staus und Parkplatznot. Auf dem Land sind es unzureichen-de öffentliche Verkehrsmit-tel, Durchgangsverkehr mit hohen Geschwindigkeiten, 

Verkehrslärm und Unterver-sorgung bezüglich fehlender vor-Ort-Infrastruktur wie Arzt, Apotheke, Schule, Grundver-sorgung.  Das Fehlen der örtli-chen Versorgungsinfrastruktur und das Fehlen der notwendi-gen Verkehrsinfrastruktur ist ein nachhaltiges Ärgernis der Bürger, die im ländlichen Raum wohnen.  Die  Verkehrsmittelwahl im ländlichen Raum zeigt den Unterschied zwischen Stadt und Land. Die Verkehrsmittel-wahl nach Anteil an allen We-gen der Landbewohner:       43 % Pkw, 23 % zu Fuß,  13 % Pkw-Mitfahrer,  13 % Fahrrad,  nur 7 % mit ÖPNV und  1 % mit dem motorisierten Zweirad. Etwa die Hälfte aller Wege werden im Wohnort zurückgelegt. Die Nutzung des Fahrrads ist regional sehr un-terschiedlich, je nach Sied-lungsstruktur, Topografie und Kultur wird mehr oder weniger fahrradgefahren: Der Ver-kehrsanteil beträgt  im Müns-terland ca. 30 5 % und im Saarland 3 %. Der Pkw wird sehr häufig verwendet. Nach-barn ohne eigenen Pkw, Kin-der und Senioren sind sehr häufig von Pkw-Besitzern (Eltern, Nachbarn, Freunde)  abhängig. Der ÖNPV hat nur eine Nischenfunktion. Je nach der Gegend werden nur 3 %  

bis 10 % aller Wege mit dem ÖPNV zurückgelegt. Befra-gungsergebnisse zeigen, dass die Bürger der kleineren Orte mit dem  ÖPNV und ganz all-gemein mit dem ÖV unzufrie-den sind.  

ÖV in urbanen und ländlichen Räumen  Verkehrsmittelwahl der Stadtbewohner  32 %  PKW 38 %  ÖPNV            (Tram Bus) 3 %   Bahn  6 %   mot. Zweirad 20 % zu Fuß  1 %   Sonstiges   

Verkehrsmittel-wahl der  Landbewohner  43 % Pkw  23 % zu Fuß  13 % Pkw-          Mitfahrer 13 % Fahrrad,  7 %   ÖPNV  1 %   mot. Zweirad  
Es ist der Traum des modernen Menschen, vom Land in die Stadt zu ziehen, damit er später als  Senior die  Chance hat, von der Stadt aufs Land zu ziehen.  Alec Guiness 1914—2000 
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Mit der Verkehrs-situation in Baden-Württemberg ist es schlecht bestellt.  Warum? • Überlastung mit Staus • Kontinuierliche Unterfinanzierung • Gesellschaftliche Widerstände gegen Infrastruk-turmaßnahmen • Zögerliche politische Entscheidungen • Komplizierte Genehmigungsver-fahren: ein Plan-feststellungsver-fahren dauert u.a. wegen Umweltprüfungen Jahre 

Verkehrsinfrastruktur Das Transportwesen und damit der Verkehr sind so alt wie die Landwirtschaft und der Bau von Hütten und Häusern.  Lasten wurden an Land mit Händen, auf dem Rü-cken oder dem Kopf trans-portiert und erste Trans-portmittel wie Tragestan-ge, Schlitten oder Rollen eingesetzt. Erste primitive Boote, Einbäume und Flö-ße wurden genutzt. Vor einigen tausend Jahren haben die Menschen die ersten Kanäle gebaut. Vor einigen Jahrhunderten war ganz Europa von Kanälen durchzogen, um Waren und Personen über weite Entfernungen zu beför-dern. Große und schwere Lasten konnten von Men-schen oder Zugtieren mit geringen Antriebsleistun-gen durch Ziehen, Rudern oder Staken  befördert werden. Vierräderige Holz-wagen, die sich auf Schie-

nen bewegten, wurden lo-kal begrenzt oder im Berg-bau eingesetzt.  Die nicht ausgebauten Straßen und Wege waren für den Warenverkehr nicht geeignet. Mit der Erfindung der Eisenbahn ließ die Be-deutung der Kanäle schnell nach. Erste verkehrspoliti-sche Entscheidungen wur-den durch die Festlegung der Schienensysteme und Spurweiten getroffen.  Um 1800 waren die Stra-ßennetze in Europa schlechter ausgebaut als zur Römerzeit.  Gegenüber dem Schienen-verkehr haben Wege und Straßen einige Vorteile: Jedes Haus, jede Werkstatt und jede Fabrik sind er-reichbar. Sie sind billiger zu bauen, große Höhenunter-schiede können leicht über-wunden werden. Und es lassen sich die verschie-

densten Fahrzeuge (Fahrrad, Motorrad, Pkw, Bus, Lkw) ein-setzen.   Das Straßennetz in Deutsch-land gewährleistet auch die einfache und schnelle Zufahrt von Nutzfahrzeugen: Polizei-fahrzeuge, Krankenwagen, Lieferwagen, und Müllabfuhr-systeme.  Doch die beginnenden Funkti-onseinschränkungen des Stra-ßennetzes durch eine Über-lastung mit Staus, eine konti-nuierliche Unterfinanzierung, gesellschaftliche Widerstände gegen Verkehrsinfrastruktur-maßnahmen und durch fal-sche oder zögerliche politi-sche Entscheidungen lassen Verkehrssituation in Deutsch-land und speziell in Baden-Württemberg sehr schlecht aussehen.  Es sind also Defizite bei der Verkehrsinfrastruktur festzu-stellen.   Auswirkungen und Kosten des Verkehrs    Der erste bemerkenswerte Eingriff der Politik in die Verkehrsinfrastruktur er-folgte 1880 mit der Ver-staatlichung der Privatbah-nen in Preußen. In der Zeit von 1949 bis 1970 wurde 

das Straßennetz sehr stark ausgebaut und die Pkw-Motorisierung als so-zialer Stabilitätsfaktor ge-

fördert. Dieser Ausbau war der anerkannte Konjunktur-motor.   Ab den 70ern kamen den Politikern und Bürgern die Kosten der Massenmotori-sierung und die automobil-bedingte Luftverschmut-zung ins Bewusstsein, so-dass man sich verstärkt um die Verkehrspolitik küm-merte. Der Verkehrssektor wurde aufgrund der hohen Mittelbindung, der langfris-tigen Nutzungsdauer der Infrastruktur, der Bedeu-tung für die Konjunktur und der Umwelteinflüsse einer der ersten Bereiche, die zum Objekt öffentlicher und politischer Planung wurden.   Eine integrierte Verkehrs-planung wird als eine ge-

meinsame Betrachtung der verschiedenen Verkehrsträ-ger, der Stadtentwicklung, der Umweltaspekte und des Ver-kehrs ganz allgemein angese-hen.  Damit steigert sich die Kom-plexität der Planungen. Drei Entwicklungsziele sind dabei zu beachten:     • Soziale Aspekte (Mobilität sichern und verbessern, auch der älteren Bürger)  • Ökonomische Aspekte (Verkehrsangebot erhö-hen, einseitige Abhängig-keiten vermeiden, Infra-struktur erhalten, Finan-zierbarkeit gewährleisten) • Ökologische Aspekte (Energieverbrauch, Schad-stoffbelastung, CO2-Reduktion, Flächen-verbrauch,…)  



Die Verkehrsinfrastruktur betrifft die institutionellen und organisatorischen Aspekt innerhalb von oder zwischen den Verkehrssys-temen, damit sind   • Verkehrswege,  • Verkehrsleitsysteme,  • Verkehrsregeln,  • Umsteigemöglichkeiten (z. B. Umsteigen von Pkw zur Bahn,…) ge-meint.  Die Verkehrsinfrastruktur betrifft  alle Verkehrssyste-me, also • Straßenverkehr, • Schienenverkehr,  • Luftverkehr und  • Schiffsverkehr.  Die Verkehrsinfrastruktur ist der wichtigste Bereich der Verkehrspolitik.   Eine gute Verkehrsinfra-struktur wird als der Stand-ortvorteil und als Wachs-tumsmotor angesehen. Das geschätzte Bruttoanlage-vermögen der deutschen Verkehrsinfrastruktur soll 800 Milliarden € (800 000 000 000 €) betragen.  Obwohl die Zahl gigantisch ist, so sind alle Wissen-schaftler und Experten der Überzeugung, dass die Ver-

kehrsinfrastruktur in Deutschland chronisch un-terfinanziert ist.   Eine weitergehende, aus-reichende Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur durch die allgemeinen Haushaltsmittel von Bund und Ländern ist aufgrund der politischen Konstellati-on nicht denkbar. Die Mi-neralölsteuer diente ur-sprünglich dem Bau und dem Erhalt des Straßen-netzes. Durch die Steuer-reformen der letzten Jahr-zehnte ist sie jedoch zu einer ökologischen Len-kungssteuer   geworden  (5 Mark für 1 Liter Benzin als wichtigste Forderung des Jahres 1998 der Grü-nen).   Die chronische Unterfinan-zierung der Infrastruktur wird ein wenig gemildert durch Public Private Part-nerchips für die Erhaltung und den Ausbau des Stra-ßennetzes ohne größere Beanspruchung des Etats. Neben der finanziellen Unterversorgung gibt es auch große Probleme beim gesamten  Genehmigungs-prozess. Das strukturelle 

Problem der überregiona-len Verkehrsplanung zwi-schen Bund und Länder besteht in dem Verfahren, dass die Aufnahme der Projekte in den Bundes-wegeplan und die Rei-henfolge ihrer Realisie-rung von politischen Verhandlungen zwi-schen Bund und Län-dern abhängig ist.   Vielschichtige Probleme in Entscheidungsprozes-sen, Planungs- und Geneh-migungsverfahren führen oft zu unnötigen Verspätun-gen. Verschärft wird die Situation durch überbor-denden Arten- und Umwelt-schutz und durch die Mög-lichkeiten der Verbandskla-gen. Weniger politische Weltanschauungen, weni-ger Ideologie und strikte volkswirtschaftliche Effi-zienzkriterien würden drin-gend notwenige Verkehrs-infrastrukturmaßnahmen beschleunigen. Die erfor-derlichen Infrastruktur-maßnahmen betreffen nicht nur den Straßenver-kehr, sondern auch den Schienenverkehr, die Bin-nenschifffahrt und die Luft-fahrt.  
Externe Kosten sind die Kosten, die von einem per-sönlich verursacht, aber von anderen getragen wer-den). Schlechte Luft er-zeugt Atemwegserkrankun-gen, Lärm kann zu Schlaf-störungen führen, ver-schmutzte Böden und Ge-wässer müssen gereinigt werden – viele wirtschaftli-che Aktivitäten verursachen Kosten für Umwelt und Ge-sundheit, für die häufig nicht der Verursacher, son-dern die Allgemeinheit auf-kommt. Neben den exter-nen Kosten sind auch ex-

Die moderne Mobilität ist in zunehmenden Maße mit negativen Wirkungen auf die Umwelt, mit Lärm, Un-fällen, Zeitverlusten und Kosten verbunden.   Bei den Kosten sollte man zwischen  • internen, eigenen Kos-ten und den  • externen Kosten unter-scheiden.  Interne, eigene Kosten sind z.B. die Gesamtkosten zum Betrieb eines eigenen Fahr-zeugs — also €/km oder die Fahrpreise.  

terne Nutzen zu berück-sichtigen, z. B. die Trenn-wirkung im Brandschutz, Nutzen für Verteidigung und Bevölkerungsschutz oder Nutzen in Notfällen (rascherer Notfalltrans-port) so wie die Möglichkeit der Nutzung als Veranstal-tungsfläche (Marktplätze). Auch die Verlagerung von Verkehrsströmen von ei-nem Verkehrsträger auf einen anderen (etwa von der Straße auf die Schiene) kann zu positiven Wirkun-gen auf Umwelt, Energie-verbrauch usw. führen.  
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Kosten / Nutzen des Verkehrs     

Verkehrsinfrastruktur ist unterfinanziert 

• Weniger politische Weltan-schauungen, •  weniger Ideologie und •  strikte volkswirt-schaftliche Effizienz-kriterien würden dringend notwendigen Verkehrs-infrastruktur-maßnahmen beschleunigen  



Seite  6 Mobilität Barrierefreiheit Barrierefreier Öffentlicher Personennahverkehr    Ein wichtiger Teilaspekt des nutzerfreundlichen ÖPNV ist die Barrierrfrei-heit, hier besonders für  • Eltern und Großeltern mit Kleinkindern, • Menschen mit Behinde-rung und    • Senioren.  Der demografische Wan-del sorgt für immer größe-re Bedeutung der Barriere-freiheit. In Zukunft wird es mehr mobile Senioren geben. Diese Senioren werden mehr Freizeit- und 

Urlaubsaktivitäten entfal-ten und häufig bis ins hohe Alter mobil bleiben.   Die Zahl der Menschen, die älter als 80 Jahre sind, wer-den von heute mit 3,6 Mio. Einwohner auf 6 Mio. im Jahr 2020 und über 10 Mio. im Jahr 2050 steigen. Mit zunehmenden Alter nimmt der Anteil Behinder-ter zu. Zurzeit haben 6,7 Mio. Personen einen Schwerbehindertenstatus in Deutschland.  Barrierefreie Mobilität be-deutet, dass die Haltestel-len, die Bahnsteige sowie-alle Verkehrsmittel für alle Menschen ohne fremde 

Hilfe und auch ohne unzumut-baren Anstrengungen benutzt werden können.  Nicht nur die Senioren erwar-ten einen preiswerten, siche-ren, barrierefreien ÖPNV, der die Mobilitätbedarfe (Einkauf, Arzt, Sport …) uneinge-schränkt und die Mobilbedürf-nisse (Familie, Freunde, Kul-tur …) befriedigen. Wenn der ÖV das nicht leisten kann, dann werden die Senioren überwiegend mit dem Auto unterwegs sein. Denn Senio-ren möchten mehr Freizeit- und Urlaubsaktivitäten entfal-ten und werden somit häufig bis ins hohe Alter mobil blei-ben.   Mobilitätsmanagement 

Das Empfinden von Sicherheit im öffentlichen  Verkehr.  Das Sicherheits-empfinden der Kunden im öffent-lichen Verkehr hat sich in den letzten Jahren leicht ver-bessert, und 92 % aller Befragten fühlen sich im Transportmittel sicher oder sehr sicher.  Es ist damit deut-lich besser als aus vielen Horrormel-dungen der Presse hervorgeht. Den-noch wünschen sich die Fahrgäste ein Alkoholverbot in Busse und Bah-nen. Während sich die Fahrgäste im Transportmittel sicher sehen, so ist das Sicherheits-gefühl in Bahnhö-fen und an Halte-stellen geringer. Hier fühlen sich  27 % aller Fahr-gäste unsicher.  Diese ängstlichen 27 % bedürfen der besonderen Auf-merksamkeit, denn im Zweifels-fall gibt das Gefühl den Ausschlag, ob jemand den öffent-lichen Verkehr nutzt oder meidet.   

Mobilitätsmanagement wird vor allem als Instru-ment zur Beeinflussung der Verkehrsnachfrage gesehen. Ziel ist es, den Personenverkehr effizien-ter, sozial- und umweltver-träglicher zu gestalten. Häufig wird das Wort Mobi-litätsmanagement im Zu-sammenhang mit den Schlagworten Verkehrsver-meidung, Verkehrsverlage-rung und Verkehrsverbes-serung gebracht.  Mobilitätmanagement um-fasst aber mehrere Hand-lungsbereiche und liegt in der Verantwortung vieler Akteure. Zum Verständnis ist es hilfreich, das Mobili-tätsmanagement in zwei Hauptzielerichtungen zu separieren.  Erstens: Mobilitätsmana-gement nicht als Verbots- und Begrenzungsinstru-ment zu sehen, sondern zur Information über die Vielzahl von Verkehrsmit-teln.  Das naheliegende, kurz-fristige, praktische Mobili-tätsmanagement bezieht sich auf die Hilfestellung des Verkehrsteilnehmers 

bei der Auswahl des güns-tigsten Verkehrsmittels. Bei diesem praktischen Ansatz wird auf eine umfassende Information über alle Ver-kehrsmittel gesetzt.   Hier soll es nicht darum gehen, den Individualver-kehr mit dem eigenen Auto zu verhindern, sondern unter der Vielzahl von Mög-lichkeiten das richtige, opti-male Verkehrsmittel zu finden.  Der Übergang vom Mobili-tätsmanagement zum Mar-keting einzelner Verkehrs-unternehmen oder Ver-kehrsverbünde sind flie-ßend. Wesentliches Unter-scheidungsmerkmal ist die Ganzheitlichkeit der Be-trachtungsweise, die alle Verkehrsträger integriert. Dabei sollen die neuen Mobilitätskonzepte aufge-zeigt werden. Hierbei unter-scheidet man verschiedene Integrationsstufen:   Monomodales Mobilitäts-management, bei dem für alle Wege nur ein einziges Verkehrsmittel gewählt wird.  

Intermodales Mobilitätsmana-gement verknüpft unter-schiedliche Verkehrsmittel im Verlauf eines Weges.   Beim multimodalen Mobili-tätsmanagement nutzt man verschiedene Verkehrsmittel bei unterschiedlichen Wegen. Durch die Zunahme des Moto-risierten IndividualVerkehrs (MIV) ist die intermodale Nut-zung der Verkehrsmittel über die Jahre zurückgegangen.  Personen, die sich ein Auto angeschafft haben, nutzen es in aller Regel als Hauptver-kehrsmittel, damit werden sie monomodal. Denn ein Auto steht für Unabhängigkeit, Be-quemlichkeit und Flexibilität. Es kann sich aber ein neuer Mix an Dienstleistungen für den Kunden ergeben, weg vom konventionellen Fahr-zeugbesitz. Nutzung eines Automobils durch CarSharing, Car-together, Kurzeitleasing, Mieten, Fahrgemeinschaften, Gemeinschaftsfuhrpark nach Bedarf oder auch Kombipake-te mit ÖPNV oder Bahn.  Zweitens: Mobilitätsmanage-ment als zentrales Element einer integrierten Verkehrs-entwicklungsplanung. 
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Parallel zur sub-optimalen   Situation im ländlichen Raum wird von einigen politisch Ver-antwortlichen das „grüne, natürliche Landleben“ glorifiziert.  

Das Stadt-Land-Gefälle bei der Verkehrsinfrastruktur ist in BW zwar nicht so offensichtlich wie in Bay-ern und im Osten, aber doch bemerk-bar.     Die weit vom Ort des Geschehens und un-tereinander weit ent-fernten Planungsbe-reiche und politisch Verantwortlichen (Gemeinde, Kreis, Region, Regierungsbezirk, Land und  Straßenbauverwal-tungen) und die verschie-denen Verkehrsmittelan-bieter und Finanzträger sorgen für eine Verkehrs-planung, die die Mobili-tätsbedürfnisse der Bürger nicht zufriedenstellt.  Ortskenntnis, Bedürfnis, und Problembewusstsein sind nicht oder kaum vor-

handen. Die europaweiten Ausschreibungsbedingun-gen im öffentlichen Verkehr sind auch nicht besonders hilfreich, einen Verkehrsli-nienbetreiber zu suchen und zu finden.  In vielen Kommunen gibt es einen Bevölkerungs-schwund mit sinkenden Steuereinnahmen, der den kommunalen Ein-fluss vermindert. Auf  die Nah-Mobilität zu Fuß und mit dem Fahr-rad wird in kleineren Orten und Städten nicht ausreichend ge-achtet.  Die Innerorts- und Außer-ortsstraßen werden „durchgangs-verkehrsorientiert“ geplant und ausgeführt.  Parallel zur wirklichen Situation wird von einigen politisch 

Verantwortlichen das „grüne, natürliche Land-leben“ glorifi-ziert. Die Gemeinden haben keinen Handlungsspielraum für den Aufbau eines ÖV oder ÖPNV. Sie müssen sich darauf beschränken Erschließungs- und Verbindungsstrecken zu den Nachbarorten und zum nächsten Bahnhof zu ermögli-chen. Vielleicht können auch 

auf dem Land spezielle CarS-haring-Angebote (Tankstelle und örtliche Autohändler als Betreiber) und Bürgerbusse ein geeigneter Lösungsansatz für die unbefriedigende Mobi-lität in kleineren Orten sein. 

Der vergessene ländliche Raum  

Liberale Forderungen an die Politik  Mobilität im Alter kann nicht losgelöst von der Mobilität allgemein gese-hen werden.  Es handelt sich um ein gesamtgesell-schaftliches Thema.   Aufgrund des demografi-schen Wandels nimmt die Zahl der älteren Ver-kehrsteilnehmer in den verschiedenen Bereichen (Bus, Bahn, Fahrrad, Fuß und Auto) deutlich zu und wird noch weiter steigen. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass sich die Seniorenvertretungen auf Landes-, Landkreis-, Stadt- und Gemeindeebene stär-ker bei diesem Thema einbringen. Uns Liberalen Senioren ist es sehr wich-tig, Kooperationen und Vernetzungen mit anderen Organisationen einzuge-hen. Wir bauen auf das Engagement der Älteren. 

Wir warnen aber auch vor der Abwälzung einzelner Schritte in Richtung einer zukunftsorientierten Mobili-tät für Ältere auf das Ehren-amt. Zielsetzung • Mobilität spielt eine wich-tige Rolle in unserer Ge-sellschaft.  • Für ältere Menschen be-deutet mobil sein: selb-ständig bleiben, die Bin-dungen im Familien- und Freundeskreis erhalten und weiter am öffentli-chen Leben teilhaben. • Mobilität ist ein Stück Lebensqualität und wich-tige Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und Selbständigkeit.  • Daher wollen ältere Men-schen lange mobil blei-ben - ob mit Bus, Bahn, Fahrrad, zu Fuß oder mit dem Auto. 

• Die Altersgruppe der über 60-Jährigen nimmt immer weiter zu. Damit steigt der Anteil der Menschen mit Mobilitätseinschränkungen, die auf sichere, attraktive und barrierefreie Fußwege und einen funktionierenden ÖPNV angewiesen sind. • Der öffentliche Verkehr, Fahrrad- und Fußwege wei-sen oft Hindernisse auf, die Mobilität erschweren oder gar verhindern.  • Für aktive Senioren heißt seniorengerechter Verkehr deshalb,  • den Verkehr sicherer,  • barrierefreier und  • einfacher zu machen und sich für  • lebendige Wohnquartiere einzusetzen, die es älteren Menschen ermöglichen, auch ohne lange Wege am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. 

Uns Liberalen Senioren ist es sehr wich-tig, Kooperati-onen und Ver-netzungen mit anderen Organisatio-nen einzuge-hen.  Wir bauen auf das Engage-ment der Älte-ren. 



• Grundprizip Barrierefrei-heit:  Diese  kommt allen zugute: Älteren, Mobilitätseinge-schränkten, Blinden und  Menschen, die mit Gepäck oder Kinderwagen unter-wegs sind.   • Kurze Wege für mehr Lebensqualität Von kurzen Wegen profitie-ren alle. Aber vor allem mobilitätseingeschränkte Menschen brauchen dezen-trale Infrastrukturen, um am öffentlichen Leben teil-zuhaben.    • Öffentlichen Verkehr attraktiver machen  Ausbau und Modernisie-rung des Schienenver-kehrs. Kürzere Reisezeiten machen die Angebote att-raktiver. Weniger Umstiege führen zu mehr Komfort und liegen im Interesse der Seniorinnen und Senioren. Mehr Verlässlichkeit und Pünktlichkeit sowie Sauber-keit im ÖPNV. Einfache Tarifstrukturen im ÖPNV, einfache Fahrkarten-automaten und ein unkom-plizierter Kauf auf Smart-phone und per Internet erleichtern die Nutzung. Vereinheitlichung der Fahr-kartenautomaten. 

• Sanierung des Straßen-netzes vorantreiben  Ausreichende Mittel für den Erhalt von Straßen und für den Neubau, insbesondere von Ortsumfahrungen. Beschleunigung von Pla-nungsprozessen, damit es nicht von der Diskussion bis zur Realisierung Jahr-zehnte braucht. Verkehrs-planung muss ländlichen und verdichteten Raum unterschiedlich betrachten. Ortsumfahrungen fördern um in den Zentren Staus und Verkehrsverdichtungen abzubauen und Umweltbe-lastungen zu verringern.  Carsharing ausbauen und dafür genügend geeignete Stellplätze schaffen.  • Die Chancen mit dem Wechsel der Zuständig-keit für die Bundesauto-bahnen vom Land auf den Bund aktiv nutzen, um mehr Effizienz und Effektivität zu erreichen.  • Fahrsicherheitstraining in 5-Jahresabschnitten für alle Führerscheinin-haber anbieten.   Bei der Gültigkeit des Füh-rerscheins keine Diskrimi-nierung von Älteren. Freiwil-lige Überprüfung der Fahrsi-

cherheit fördern; Rolltorprogram-me unter Beteili-gung  von Polizei (Prävention), Sa-nitätshäusern, ÖPNV und Senio-renorganisa-tionen  anstoßen   • Beim Radver-kehr bieten Pedelecs neue Chancen der Mo-bilität im Alter.   Hierbei ist die Sicherheit ein wichtiger Aspekt. Das Werben für Fahrsicherheits-trainings mit Elektrorädern wäre ein sinnvoller Beitrag.  • Beteiligung der  Senioren Für viele Situationen gibt es keine standardisierten Lö-sungen.   Deshalb ist es wichtig, die Belange von Senioren früh-zeitig bei Planungen zu berücksichtigen.  Ältere Menschen können  als Experten für ihre Be-dürfnisse nicht nur wichtige Informationen beitragen, sondern auch an der Lö-sung konkreter Probleme mitwirken.    
K.-E. Noreikat, früherer Daimler-Mitarbeiter, jetzt Lehrbeauftragter für Alter-native Antriebsforschung an der Uni Stuttgart und Inhaber einer Consulting-firma in Esslingen, leitet den LSI-AK Mobilität.  Er steht für Impulsrefera-te zum Thema zur Verfü-gung.  noreikat@norcon-solutions.de Prof. Karl Ernst Noreikat  (LSI AK-Leiter Mobilität ) 

Mitglieder im AK Mobilität Dr. Wolfgang Allehoff Dr. Gerhard Bozler Hanspeter Gramespacher Günther Hammer Dr. Kurt Sütterlin                    Literaturquellen                     beim Hauptautor Wenn Sie Interesse  und Zeit haben, arbeiten Sie in diesem  AK mit ! 

Mobilität 

Zukünftig wird es nicht mehr darauf ankommen, dass wir überall hinfahren können, sondern, ob es sich lohnt, dort anzukommen. Hermann Löns  (1866-1914) dt. Schriftsteller 
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Der Arbeitskreis Mobilität 
www.liberale–senioren-bw.de 


